
Besteuerung von Kohlenstoff in Kanada:
Viel schlimmer als befürchtet!

Idealerweise sollte die Bepreisung von Kohlenstoff ökonomisch effizient,
billig, sozial günstig und bürokratisch einfach sein. In Kanada ist kein
einziges dieser Kriterien erfüllt.

Nachrichten darüber, dass die Trudeau-Regierung im Unterhaus beantragt hat,
einen „Klima-Notstand“ in Kanada auszurufen, können seiner Politik bzgl.
Auspreisung und Besteuerung von Kohlendioxid sogar noch mehr Aufmerksamkeit
verschaffen. Für Befürworter der Maßnahme ist dies ökonomisch effizient zu
niedrigen Kosten, es soll sozial vorteilhaft und bürokratisch einfach sein.

In Kanada jedoch weist das Kohlenstoff-Preis-Regime, welches von der [CN-
]Bundesregierung und den Provinzregierungen implementiert worden ist, keinen
einzigen dieser Vorteile auf.

Der Rahmen zur Kohlenstoff-Bepreisung in Kanada stellt es jeder Provinz und
jedem Territorium frei zu entscheiden, ob man eine solche Maßnahme einführt,
während man gleichzeitig bestimmte Minimal-Bedingungen festlegt. Rechtlich
können entweder Kohlenstoff-Steuern oder Cap and Trade– Systeme umgesetzt
werden, für größere Emittenten können output-based pricing systems (OBPS)
[etwa: Preisfestsetzung abhängig von Emissionen] angesetzt werden. Ein OBPS
verpflichtet die Firmen zu Abgaben, welche bei der Fertigung ihrer Produkte
nicht das vorgeschriebene Emissionslimit einhalten.

Der  Rahmen  verlangt,  dass  die  effektive  Steuer,  Abgaben  oder
Emissionshandelspreise von 10 Dollar pro Äquivalent-Tonne Kohlendioxid im
Jahre 2018 um 10 Dollar pro Tonne pro Jahr steigen, bis im Jahre 2022 50
Dollar  pro  Tonne  zu  zahlen  sind.  Das  System  muss  Einkommens-Recycling
[revenue recycling {?}] enthalten, das heißt ein System, in welchem ein Teil
des Einkommens aus der Steuer direkt der Bevölkerung zurück gegeben werden
muss. Falls eine Provinz diese Bedingungen nicht erfüllt, wird die [CN-
]Bundesregierung  ein  „Backstop“-System  in  jene  Rechtsprechung  einbauen.
Bisher wird dieses „Backstop“-System angewendet in New Brunswick, Ontario,
Manitoba,  Saskatchewan  und  möglicherweise  Alberta,  da  dort  eine  neue
Provinzregierung  das  Kohlenstoff-Steuer-Regime  der  Vorgänger-Regierung
zurückgefahren  hat.

Das kanadische System weicht ab von den theoretisch idealen Modellen, welche
von  Ökonomen  befürwortet  werden.  Insbesondere  haben  die  Raten  der
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Kohlenstoff-Abgaben und -Steuern keine Beziehung zu den fiktiven sozialen
Kosten, die sie eigentlich repräsentieren sollen. Dies könnte auf Schätzungen
des heute geltenden Wertes der Vermeidung nachteiliger Klima-Auswirkungen
beruhen,  allerdings  kennt  niemand  diesen  Wert.  Alternativ  könnte  ein
bestimmtes  Preisniveau  dabei  helfen,  ein  spezifisches  Reduktionsziel  zu
erreichen. Stattdessen sind die festgesetzten Raten rein politischer Natur.

Noch  einmal:  Theoretisch  dient  die  Auspreisung  von  Kohlenstoff  als  ein
einfacheres  und  weniger  aggressives  politisches  Verfahren  als  die
administrativen  Maßnahmen,  welche  die  Regierungen  zur  Reduktion  von
Emissionen ergreifen. In Kanada jedoch wurde der Kohlenstoff-Preis einfach
den bestehenden über 600 Vorschriften von Bundes-, Provinz- und Territorial-
Regierungen hinzugefügt. Es gibt keine Bestandsaufnahme dieser Verfahren und
keine Möglichkeit, deren Effektivität oder Kosten-Effektivität zu ermitteln.

Wir wissen noch nicht in vollem Umfang, welche Auswirkungen diese Programme
auf Verbraucher und Industrie haben. Wir wissen aber sehr wohl, dass die
Raten der Abgaben in Kanada deutlich variieren. Sie werden am höchsten sein
in Provinzen, in welchen das Backstop-Regime gilt, aber merklich niedriger
(zumindest  ursprünglich)  als  in  Quebec,  wo  dass  Emissions-Handelssystem
integriert ist in dasjenige von Kalifornien. Außerdem haben die Provinzen
Neufundland, Nova Scotia und Prince Edward Island separate Verträge mit der
[CN-]Bundesregierung  ausgehandelt.  Im  Zuge  dieser  Arrangements  wird  die
Abdeckung oder die Anwendung der Kohlendioxid-Steuern geringer sein, und die
steigenden  Steuern  landesweit  können  durch  niedrigere  Steuern  in  den
Provinzen  ausgeglichen  werden.

Die Steuern sind dazu gedacht, Verbrauchern und Wirtschaft, die abhängiger
von fossilen Treibstoffen sind, höhere Kosten aufzuerlegen. Dies soll die
Nachfrage  abschwächen  und  jene  Aktivitäten  ultimativ  eliminieren.  Die
Industriezweige, die derzeit von Öl, Erdgas und Kohle abhängig sind, ohne
wesentliche  Alternativen  zu  haben,  werden  den  Löwenanteil  dieser  Kosten
tragen müssen. Daher wird die Art der Bepreisung von Kohlendioxid absichtlich
die Ökonomien von Alberta und Saskatchewan sowie ultimativ alle Regionen mit
Energie-intensiven Industrien wie Bergbau, Stahl, Zement, Petrochemikalien
und Metallverarbeitung schädigen.

Der ganze Beitrag steht hier.

Robert Lyman ist Energie-Ökonom im Ruhestand, der 30 Jahre lang als Berater
und leitender Manager im öffentlichen Dienst zugebracht hat. Seine Studie
„Carbon Taxation — The Canadian Experience“ [siehe Bild oben!] ist von der
GWPF veröffentlicht worden.

Link:
https://www.thegwpf.com/trudeaus-climate-emergency-meets-his-muddle-of-malfun
ctioning-carbon-taxes/
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